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An den 
Kreis Düren 
Umweltamt 

Bismarckstr. 16 

52351 Düren 
amt66@kreis-dueren.de 

Herrn Martin Castor 

M.Castor@Kreis-Dueren.de 
 

An das 
Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Herrn Minister Oliver Krischer 
oliver.krischer@munv.nrw.de 
Herrn Staatssekretär Viktor Haase  
viktor.haase@munv.nrw.de 
Abteilungsleiter Naturschutz Dr. Josef Tumbrinck 
josef.tumbrinck@munv.nrw.de 
           
An die  
Bezirksregierung Köln 
Höhere Naturschutzbehörde 
Herrn Marco Schlaeger 

marco.schlaeger@bezreg-koeln.nrw.de 
           Per E-Mail  

23.07.2026 

 

 

Betr.: Beteiligung der anerkannten Verbände gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 3a) Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 
zwecks Erteilung einer Befreiung § 67 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.V. m. § 75 Abs. 1 
LNatSchG zur Herstellung einer Einleitung in den Merzbach bei Linnich 

 

Sehr geehrter Herr Castor, sehr geehrte Damen und Herren, 

  
zur Planung einer Einleitstelle in den Merzbach bei Linnich und der dafür beantragten Befreiung von den 

Verboten der betroffenen Schutzgebiete geben die anerkannten Naturschutzverbände folgende 

Stellungnahme ab: 
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Bei der vorliegenden Planung haben Kreistag und Kreisverwaltung die vorgeschriebene Reihenfolge der 

Verfahrensschritte ignoriert, und mit dem vorgezogenen Kreistagsbeschluss die Beteiligung der 

Naturschutzverbände ad absurdum geführt und torpediert. Sie ist offensichtlich in den Augen des 

Kreistages und der Verwaltung ebenso wie ein Beiratsbeschluss schlicht überflüssig.  

  

Die geplante Leitung und Einleitstelle in den Merzbach befinden sich gemäß rechtsgültigem 

Landschaftsplan Aldenhoven / Linnich-West (LP 5) im Landschaftsschutzgebiet „Merzbach und 

Freialdenhovener Fließ“ (LGS 2.2-2) bzw. im geschützten Landschaftsbestandteil „Merzbachaue bei 

Linnich und Welz“ (LB 2.4.13). 

Innerhalb dieser Schutzgebiete ist es verboten, bauliche Anlagen zu errichten, Versorgungsleitungen zu 

verlegen, vorhandene Gewässer einschließlich ihrer Ufer und ihres Bettes zu befestigen oder 

Maßnahmen der Entwässerung, Drainage, Bewässerung oder andere den Grundwasserflurabstand oder 

Wasserhaushalt des Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen. 

Für die Verlegung der Leitung vom geplanten RRB zum Merzbach und die Anlage der Einleitstelle am 

Merzbach ist eine Befreiung von den o.g. Verboten gemäß § 67 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

erforderlich. Der Beirat hat in seiner Sitzung vom 20.05.2026 die Befreiung versagt. Denn Voraussetzung 

für eine Befreiung ist die Atypik des Projektes. Sowohl beim Bau der geplanten Leitung als auch beim 

Bau der Einleitstelle in den Merzbach handelt es sich jedoch nicht um einen atypischen Einzelfall. 

Vielmehr ist es genau ein typischer Fall, wo das Schutzgebiet vor einer Beeinträchtigung geschützt sein 

soll! Die Naturschutzverbände lehnen daher ebenso wie der Beirat die Befreiung ab. 

Der Kreis führte pflichtgemäß das Verfahren zur Beteiligung der Naturschutzverbände durch mit der 

Frist zur Stellungnahme bis zum 24.07.2026. Dennoch stimmte der Kreistag bereits am  

09.07.2026 einer Befreiung zu ohne die Stellungnahme der Naturschutzverbände abzuwarten und in 

einer Entscheidung berücksichtigen zu können. Wir halten diese Terminierung nicht vereinbar mit den 

§§ 66 und 75 LNatSchG.  

 Wenn der Kreistag am 09.07.2026 der Befreiung zugestimmt hat, muss die UNB zustimmen und die 

Stellungnahme der Naturschutzverbände kann nicht in der Abwägung berücksichtigt werden.  

Die Entscheidung des Kreistages müsste mit Kenntnis dieser Stellungnahme erfolgen, sonst ist das 

Beteiligungsrecht ausgehebelt.  

Abgesehen davon hätte die Stadt Linnich in ihrer Planung das Thema Entwässerung behandeln können. 

Auch gibt es andere naturverträglichere Lösungen zur Behandlung der durch den Bau des geplanten 

Baugebietes anfallenden Wassermengen. 

  

Wir informieren die Bezirksregierung und das MUNV über diesen Vorgang und bitten um Abhilfe, weil 

sich ansonsten die weitere Zuarbeit der Naturschutzverbände bei Verwaltungsverfahren im Kreis Düren 

erübrigt. 

 

Mit der Bitte um Unterstützung und freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

                             
    Doris Siehoff  (BUND)               Ralf Theisen (LNU)                     Achim Schumacher (NABU) 

        

 

Cc: Landesbüro der Naturschutzverbände 
 

         


